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1 ANLASS, ERFORDERNIS, ZIELE, ZWECK 

1.1 Anlass, Erfordernis, Ziele und Zweck des Bebauungsplanes 

Für das Baugebiet besteht kein rechtsgültiger Bebauungsplan. Es grenzt an das bestehende 
Gewerbegebiet Weilach an und soll dieses nach Osten erweitern. Die Fläche ist nicht bebaut und wird 
momentan landwirtschaftlich genutzt. 
 
Die Gemeinde Gachenbach hat deshalb am 22.01.2019 die Aufstellung dieses Bebauungsplans mit 
integrierter Grünordnung sowie die Teiländerung des Bebauungsplans „GE Weilach“ beschlossen. Der 
Bebauungsplan soll dabei im Regelverfahren erstellt werden. Da die Erschließung über den 
Gewerbering erfolgen soll, muss eine Teilfläche des rechtskräftigen Bebauungsplans GE Weilach 
geändert werden. Es handelt sich dabei um eine Teilfläche der Flurnummer 856/9. Außerdem muss 
der Flächennutzungsplan geändert werden. Darin wird der Geltungsbereich aktuell als Fläche für die 
Landwirtschaft dargestellt. 
 
Durch den Bebauungsplan sollen innerhalb des Geltungsbereiches eine geordnete bauliche Entwick-
lung und eine wirtschaftliche und sinnvolle Erschließung des Baugebietes gewährleistet werden.  
 
 

1.2 Lage im Außenbereich, Aspekt des Anbindegebots 

Der Planungsbereich liegt im Außenbereich und ist im Norden und Osten von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen umgeben. Im Westen besteht das Gewerbegebiet Weilach und im Süden befindet sich die 
Staatsstraße St2084 sowie ein weiterer einzelner Gewerbebetrieb. Die wichtige Frage des 
Anbindegebots für die Bauleitplanung wurde deshalb frühzeitig in der Planung mit dem Landratsamt 
Neuburg-Schrobenhausen abgeklärt.  
 
Gemäß dem LEP 3.3 (Z) sind Siedlungsflächen möglichst in Anbindung an geeignete 
Siedlungseinheiten auszuweisen. Das Planungsgebiet knüpft in diesem Fall an bestehende 
Gewerbegebietsflächen an, die zudem im Verhältnis großflächiger sind als die Planungsfläche. Der 
Geltungsbereich ergänzt sinnvoll den bestehenden „Gewerbegürtel“ im Norden der Ortschaft Weilach. 
Dem LEP Ziel wird somit entsprochen. 
 
 

1.3 Städtebauliche Begründung zur Auswahl des Planungsgebiets 

Das BauGB räumt seit der Novellierung im Juni 2013 der Innenentwicklung in der städtebaulichen 
Entwicklung einen Vorrang ein. Möglichkeiten der Innenentwicklung bestehen in der Regel auf 
Brachflächen, in Baulücken, bilden Nachverdichtungsmöglichkeiten und nutzen Gebäudeleerstände. 
Zudem ist laut § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB zu begründen, warum Flächen für landwirtschaftliche 
Nutzung umgewandelt werden und nicht einer Innenentwicklung der Vorzug gegeben werden kann. In 
diesem Fall wird das bestehende Gewerbegebiet Weilach um eine Fläche von 18.325 m² nach Osten 
erweitert. Auf dem Grundstück Flurnummer 856/1 Gemarkung Weilach sollen drei Gewerbebetriebe 
angesiedelt werden können. Um Konflikte zwischen Wohn- und Gewerbegebieten zu vermeiden, hat 
die Gemeinde Gachenbach die großflächigen Gewerbebetriebe nördlich der Ortschaften Weilach und 
Sattelberg locker gebündelt. Hier finden sich eine Deponie, die gemeindliche Kläranlage, das 
Sägewerk und die Gewerbegebiete Weilach und Breitenwiesen. Die Planungsfläche liegt östlich des 
GE Weilach und nördlich des GE Breitenwiesen.  
Eine differenzierte Abwägung des Planungsstandorts ist in der Begründung zum Flächennutzungsplan 
unter Punkt 1.1 beschrieben. 
Die Aufteilung des Gewerbegebiets ist durch die großzügige Gestaltung der Baugrenzen und der Vor-
gabe der Erschließung von Westen (durch das Staatliche Bauamt) bereits weitgehend vorgegeben. 
Darüber hinaus wurde mit der Unteren Naturschutzbehörde eine Ortsrandeingrünung vereinbart, die 
das geplante Gewerbegebiet von allen Seiten mit 6-10m Breite umschließt. Deshalb kann innerhalb 
der Parzellen auf weitere Grünflächen verzichtet werden und die Flächen für Gewerbebetriebe 
optimiert werden.  
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Abb. 1:  Luftbild mit Flurkarte GE Weilach und GE Breitenwiesen und der Erweiterungsfläche auf Flurnummer 856/1, 
unmaßstäblich 

 

 

Abb. 2:  Planungskonzept als Grundlage für den Bebauungsplan, unmaßstäblich 
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2 ÜBERGEORDNETE PLANUNGSVORGABEN UND RECHTSGRUNDLAGEN 

2.1 Raumordnung und Landesplanung 

Die Gemeinde Gachenbach liegt in der Planungsregion 10 Ingolstadt und damit im geographischen 
Herzen Bayerns. Sie liegt auf halbem Weg zwischen Ingolstadt und Augsburg und grenzt im Westen 
an Schwaben, gehört jedoch noch zu Oberbayern. Der Regionalplan stellt Gachenbach als ländlichen 
Teilraum, dessen Entwicklung in besonderem Maße gestärkt werden soll dar. Eine Entwicklungsachse 
von überregionaler Bedeutung verläuft nördlich von Weilach. Nordwestlich von Weilach und dem 
Geltungsbereich, östlich von Gachenbach, befindet sich ein festgesetztes Wasserschutzgebiet (Stand 
Dezember 2014). Entlang der Weilach sind ein Landschaftliches Vorbehaltsgebiet (11 
Hügellandschaften des Donau-Isar-Hügellandes) sowie ein regionaler Grünzug (07 Paartal mit 
Weilachtal) dargestellt. Außerdem wird ein Landschaftsschutzgebiet für den Bereich Weilach 
vorgeschlagen. Die Gemeinde Gachenbach ist mit einer Bewaldung von nur 10 – 20% eine waldarme 
Gemeinde. Außerdem verläuft eine Richtfunkstrecke Nördlich der Ortschaften Gachenbach und 
Weilach in Ost-West-Richtung. 

 

2.2 Flächennutzungs- und Landschaftsplan 

Für den Bereich der Gemeinde Gachenbach besteht ein rechtsgültiger Flächennutzungsplan mit 
integrierten Landschaftsplan aus dem Jahr 2003. 
 

Das zur Festsetzung vorgesehene Gebiet ist im rechtsgültigen Flächennutzungsplan als „Fläche für 
die Landwirtschaft“ ausgewiesen. 
Die derzeitige Flächennutzungsplanung steht der geplanten Entwicklung somit entgegen.  
Die bisherigen Flächen für die Landwirtschaft, werden mit der Flächennutzungsplanänderung mit 
Deckblatt 4 im Parallelverfahren angepasst. 

2.3 Rechtsgrundlagen des Bebauungsplans 

Die Festsetzungen in diesem Bebauungsplan stützen sich auf die nachfolgend genannten 
Rechtsgrundlagen: 

• Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Ge-setz vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802) 

• Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.90 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert am 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

• Bayerische Bauordnung (BayBO) vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23.12.2020 (GVBl. S. 663) 
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3 ANGABEN ZUM PLANUNGSGEBIET 

3.1 Lage, Größe, angrenzende Bereiche 

Das Planungsgebiet liegt nördlich von Weilach östlich des Gewerbegebiets Weilach an der 
Staatsstraße St2084. 

 
Abb. 4:  Lage Geltungsbereich des Bebauungsplans, unmaßstäblich, 

Quelle: BayernAtlas, Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und für Heimat, 05.06.2020  
© Daten: Bayerische Vermessungsverwaltung 

 

Das Plangebiet ist wie folgt umgrenzt: 

• Nördlich und östlich von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
• Im Osten und Süden durch andere Gewerbebetriebe 
• Im Süden außerdem durch die Pfaffenhofener Straße (St2084)  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von insgesamt 19.140 m²: 

ca. 19.140 m²     =  ca. 1,91 ha und schließt folgende Fl.-Nr. bzw. Teilflächen ein: 
 
Gemarkung Weilach, Flurnummer 856/1 und Flurnummer 856/9 Teilfläche, derzeitige Nutzung 
landwirtschaftliche Flächen und eine Erschließungsfläche im Bebauungsplan „GE Weilach“. 

 
Bewertung der angrenzenden Bereiche 
Gewerbegebiet (GE): 
Durch die vorliegende Planung wird das bestehende Gewerbegebiet Weilach nach Osten erweitert 
bzw. gleichartig fortgeführt, so dass in diese Richtungen keine Bedenken bzgl. der Verträglichkeit 
bestehen. Es grenzen keine Wohnbauflächen an das Gebiet an. 
Landwirtschaftliche Flächen: 
Die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen werden als Ackerland bewirtschaftet. 
Bedenkliche negative Wechselwirkungen sind derzeit nicht erkennbar. 
Staatsstraße St2084: 
Im Süden verläuft die Staatsstraße St 2084 mit einer Anbauverbotszone von 20m. Das Grundstück 
liegt außerhalb der Anbauverbotszone. Ein Konflikt mit der Staatsstraße kann somit ausgeschlossen 
werden. 
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3.2 Topografie 

Das Planungsgebiet ist hinsichtlich der topografischen Verhältnisse sehr eben. Das Gelände steigt 
von Südosten nach Nordwesten auf einer Strecke von 200 m um gut zwei Höhenmeter an, die Höhen 
bewegen sich dabei von ca. 439,2 m üNN im Nordwesteck bis zu ca. 441,5 m üNN im Südosten. Das 
entspricht einer Steigung von rund 1%. Von Südwesten nach Nordosten liegt die Geländehöhe im 
Mittel bei 440,30 m üNN. 
 

3.3 Bodenbeschaffenheit 

Im Geltungsbereich sind anlehmiger Sand im Westen und lehmiger Sand im Osten und Süden 
vorherrschend. Der Boden im Westen des Umgriffs ist noch durch die Weilach geprägt. Vorzufinden 
sind hier gemäß der digitalen geologischen Karte M 1:25.000 periglaziale, rißzeitliche (Hochterrasse) 
Flussschotter aus wechselnd sandigem und steinigem Kies. Daran grenzt Gerölle führender 
Hangsand (pleistozän bis holozän) aus zum Teil schluffigem und Gerölle führendem Sand an. Im 
Osten des Geltungsbereichs ist eine Tertiäre Geröllsandserie der oberen Süßwassermolasse 
vorzufinden, welche aus Sand und Fein- bis Mittelkies in wechselnden Verhältnissen besteht. 
Die Bonität der Böden in diesem Bereich wurden laut UmweltAtlas Boden, Karte „Natürliche 
Ertragsfähigkeit“ als hoch bewertet. Gemäß der Übersichtsbodenkarte von Bayern M 1:25.000 sind im 
Geltungsbereich fast ausschließlich Braunerde, aus (kiesführendem) Lehmsand (Molasse) 
vorzufinden. 
Südlich angrenzend an das Planungsgebiet ist ein schützenswerter Moorboden in der 
Moorbodenkarte von Bayern verzeichnet. In diesem Bereich sind Anmoorgley und Moorgley 
vorherrschend. Die Hauptverbreitung ist westlich von Flammensbach und südlich der Staatsstraße 
anzutreffen. Ob durch den Straßenbau noch Reste des Moorbodens nördlich der Staatsstraße und 
somit in der unmittelbaren Nähe des Umgriffs vorzufinden sind, kann nicht ausgeschlossen werden. 
Für den aktuellen Bebauungsplanbereich liegt eine Bodenuntersuchung vom Büro Crystal Geotechnik 
GmbH vom 20.11.2019 vor. 
Im o.g. Gutachten finden sich weitere Hinweise zur Baugrundbeurteilung, Bauausführung und 
Gründung. Die Baugrunderkundung kann bei der Verwaltung der Gemeinde Gachenbach eingesehen 
werden. 

Grundwasser und Wasserverhältnisse 
Der Geltungsbereich liegt außerhalb des Überschwemmungsgebiets der Weilach und außerhalb des 
wassersensiblen Bereichs, liegt jedoch in unmittelbarer Nähe zu Letzterem. Das Überschwemmungs-
gebiet grenzt westlich an das Gewerbegebiet Weilach an. 
 
Laut o.g. Baugrunderkundung wurde bei den durchgeführten Bohrungen im Norden des 
Geltungsbereichs ein geschlossener Grundwasserkörper bei einer Tiefe von 3,10 bis 3,65m unter 
Geländeoberkante angetroffen. Die beiden südlichen Bohrungen haben bei einer Endtiefe von 4,0 m 
kein Wasser aufgeschlossen. 
 
Versickerungsfähigkeit 
Laut o.g. Baugrunderkundung sind die oberen 2,50 m bis 2,80 m im Süden sowie die oberen 3,10 m 
bis 3,65 m im Norden versickerungsfähig (Bemessungs-kf-Wert von max. kf = 5 ∙ 10-5 m/s). Im Süden 
beginnen darunter bindige tertiäre Schluffe und Tone (kf ≤ 1 ∙ 10-7 m/s), die das Wasser nach Norden 
ableiten. Im Norden des Geltungsbereichs trifft man bei 3,10 m bis 3,56 m auf Grundwasser. Bei der 
Anlage von Versickerungsmulden wird auf den Mindestflurabstand von 1,0 m zum Grundwasser 
hingewiesen. 

3.4 Altlasten 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan sind innerhalb des Geltungsbereiches keine Altlasten darge-
stellt. Nach Kenntnis der Gemeindeverwaltung liegen in diesem Bereich auch keinerlei Altlasten-
Verdachtsflächen vor. 
Für den Fall, dass bei den Aushubarbeiten dennoch auffälliges Material angetroffen wird, sind die 
Bauarbeiten einzustellen, die zuständige Behörde davon in Kenntnis zu setzen und es ist eine 
fachtechnische Aushubüberwachung mit Separierung und Beprobung des Auffüllmaterials erforderlich. 
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4 PLANUNGSVORGABEN UND GRUNDSATZKONZEPT DER PLANUNG 

4.1 Planungsziele 

Als Ziel der Planung soll das Gewerbegebiet Weilach nach Osten hin erweitert werden. Dabei 
orientiert sich der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Weilach II“ am rechtskräftigen Bebauungsplan 
Gewerbegebiet Weilach. Um auf die Ortsrandlage zu reagieren soll nach Norden, Süden und Osten 
zur Landschaft eine Ortsrandbegrünung angepflanzt werden. So wird das Gebiet verträglich in die 
Landschaft integriert und fügt sich in das dörfliche Ortsbild ein. 
Der Geltungsbereich wird nach Vorgabe der Gemeinde als „Gewerbegebiet (GE)“ ausgewiesen.  
Die Festsetzungen (insbesondere Baufenster, Dächer, Firstrichtung) sind großzügig zu gestalten. 
Bezüglich der Erschließung des geplanten Gewerbegebiets ist eine Zufahrt von der Pfaffenhofener 
Straße (St2084) nicht möglich, da zu viele Abzweigungen in zu kurzen Abständen entstehen würden. 
Stattdessen soll die Erschließung über das benachbarte Gewerbegebiet Weilach erfolgen. Dazu soll 
von Osten an den Gewerbering angeschlossen werden. Ein kurzer Abschnitt der bestehenden 
Eingrünung muss dafür gerodet werden. 
 

5 INHALT DES BEBAUUNGS- UND GRÜNORDUNGSPLANS 

Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten, sind entsprechende Festsetzungen 
gemäß BauGB und BauNVO zu treffen. Diese können aus der Zeichenerklärung auf dem 
Bebauungsplan und aus dem Textteil des Bebauungsplanes entnommen werden. 
Im Nachfolgenden werden die Festsetzungen im Bebauungsplan im Einzelnen erläutert (i.V.m. § 9 
BauGB): 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird als „Gewerbegebiet (GE)“, gemäß § 8 BauNVO 
ausgewiesen und innerhalb des Geltungsbereichs sollen zulässig sein: 
• Gewerbebetriebe 
• Ausnahmsweise: Betriebsleiterwohnungen 
 
 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung für das Gewerbegebiet wird durch die Festlegung der maximal 
möglichen Grundflächenzahl gemäß § 19 BauNVO, die maximale Anzahl der Geschosse sowie 
Festsetzung der zulässigen maximalen Wand- und Firsthöhen geregelt. 

Grundflächenzahl (GRZ) 
Die maximale Grundflächenzahl (GRZ) für das Gewerbegebiet (GE) beträgt 0,8. 
 

Zulässige Anzahl der Geschosse 
Die maximal zulässige Geschossigkeit im Baugebiet wird auf zwei Geschosse festgesetzt. Dies ist in 
Abhängigkeit zur maximalen Wand- und Firsthöhe zu betrachten. 
 
Zulässige Wand- und Firsthöhen 
Bezugspunkt für Wandhöhen: 
Die maximal zulässige traufseitige Wandhöhe bestimmt sich bei allen Gebäuden aus dem 
Höhenunterschied zwischen der Oberkante Blag der nächstliegenden angrenzenden 
Erschließungsstraße und dem Schnittpunkt zwischen Außenwand und Oberkante Dachaußenhaut.  
 

5.3 Bauweise, Abstandsflächen, Überbaubare Grundstücksflächen 

Bauweise: 
Um die im näheren Umfeld vorherrschende Bebauungsstruktur fortzuführen, ist eine offene Bauweise 
festgesetzt. 
 
Abstandsflächen 
Es wird die Gültigkeit von Art. 6 BayBO angeordnet. 
 
Überbaubare Grundstücksflächen: 
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Die überbaubaren Grundstücksflächen sind ausschließlich durch Baugrenzen festgelegt. Die 
Baufenster auf den Grundstücken sind sehr großzügig gewählt, um ein hohes Maß an Flexibilität und 
Gestaltungsfreiraum für die Betriebe zu gewährleisten. 
 

Baubeschränkungszonen 
Baubeschränkungszonen innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind nicht bekannt. 
Die südlich des Planungsgebiets verlaufende Anbauverbotszone der Staatsstraße bleibt von der 
Planung unberührt. 
 
Zahl der Wohneinheiten 
Private Wohneinheiten sind im Gewerbegebiet nicht erlaubt. Es wird jedoch jedem Betrieb 
ausnahmsweise die Anlage einer Betriebsleiterwohnung, in Form einer Einliegerwohnung, in einem 
der Betriebsgebäude zugelassen. Freistehende Einfamilienhäuser sind nicht zulässig, da sie bei 
Verkauf des Betriebs zu städtebaulichen Problemstellungen, insbesondere in Bezug auf den 
Immissionsschutz, führen. 

5.4 Gebäudegestaltung 

Bei der Gebäudegestaltung werden nur Festlegungen zu wichtigen Kriterien wie Dachform, -neigung, -
aufbauten etc. getroffen, um einerseits ein einheitliches Erscheinungsbild zu gewährleisten, aber 
gleichzeitig die notwendige Flexibilität von Gewerbebetrieben zu ermöglichen. 
 

5.5 Erschließung und Verkehr 

5.5.1 Verkehrserschließung 
Ziel ist eine sparsame und wirtschaftliche Erschließung und die Sicherung der funktionalen Belange. 
Die Erschließung des Gewerbegebietes ist von Westen her über eine neue Erschließungsstraße, die 
an den Gewerbering anschließt geplant. Es wird eine Wendemöglichkeit für LKW, Feuerwehr und 
Müllfahrzeug mit einem Radius von 12m vorgesehen.  
 

5.5.2 Ruhender Verkehr 
Private Stellplätze KFZ 
Die Zahl der Stellplätze richtet sich nach der BayBO. Die Stellplätze und Garagen sind nur innerhalb 
der Baugrenzen zulässig.  
Die Flächen für nicht überdachte Stellplätze sind versickerungsfähig zu befestigen bzw. zu begrünen. 

Öffentliche Stellplätze KFZ 
Im Geltungsbereich sind keine öffentlichen Stellplätze ausgewiesen.  

5.6 Versorgung 

Bestehende oberirdische Versorgungsleitungen sind innerhalb des Geltungsbereiches nicht 
vorhanden. 

5.6.1 Trink- und Brauchwasserversorgung 
Die Versorgung des Baugebiets mit Trink- und Brauchwasser ist durch den Wasserzweckverband 
Beinberggruppe gesichert. Eine bestehende Leitung tangiert in unmittelbarer Nähe das 
Planungsgebiet (in der westlichen Erschließungsfläche auf der Flurnummer 856/9), so dass an diese 
Versorgungsleitung angeschlossen werden kann. 
In einem Schutzstreifen von je 3,0 m beidseits der Wasserleitung sind Abgrabungen, Verbau- oder 
Gründungsmaßnahmen unzulässig.  

Die Bereitstellung der Grundversorgung mit Löschwasser ist durch die Gemeinde Gachenbach 
gesichert. In der nachrangigen Erschließungsplanung werden die dafür erforderlichen Maßnahmen 
konzipiert und umgesetzt. Darüber hinaus notwendiges Löschwasser ist durch die Antragssteller im 
Rahmen der Baugenehmigungen zu ermitteln und auf dem eigenen Grundstück nachzuweisen. 

5.6.2 Elektrische Energieversorgung 
Der Planungsbereich liegt im Versorgungsgebiet der Bayernwerk Netz GmbH. 
Die Erstellung des erforderlichen Leitungsnetzes und die Versorgung mit elektrischer Energie ist 
gesichert. Es kann auf kurzem Weg an die bestehenden Leitungen im Gewerbegebiet Weilach 
angeschlossen werden. 
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5.6.3 Telekommunikation- und Fernsehkabel 
Im Zuge der Erschließungsmaßnahmen kann an die Bestandsleitungen der Telekom im 
Gewerbegebiet Weilach angeschlossen werden. Das Kabelnetz von Inexio (Internet) erstreckt sich 
aktuell bis westlich des Flutkanals. Weder das Gewerbegebiet Weilach, noch Breitenwiesen sind 
bisher daran angeschlossen. Für Kabelhausanschlüsse sind nur marktübliche Einführungssysteme, 
welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, zu verwenden. Prüfnachweise hierüber sind beim 
Spartenträger vorzulegen. 

5.7 Entsorgung 

5.7.1 Abfallbeseitigung 
Die Abfallbeseitigung ist auf Landkreisebene zentral geregelt und gesichert. Sämtliche Parzellen 
können von den Abfallbeseitigungsfahrzeugen angefahren werden. 

5.8 Wasserwirtschaft 

5.8.1 Schutzgebiete 
Der Planbereich liegt nicht im Einzugsgebiet von Brunnen eines Wasserschutzgebietes. 

5.8.2 Oberflächengewässer 
Im Geltungsbereich kommen keine Oberflächengewässer vor. 
 

5.8.3 Schmutzwasser- und Niederschlagswasser 
Lt. BauGB ist eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung einschließlich Oberflächenwasser durch 
die Gemeinde sicherzustellen. 
Die Entsorgung und Ableitung der anfallenden Wässer erfolgt im Mischsystem. 
 
Schmutzwasser 
Das Gebiet wird an den Schmutzwasserkanal der bestehenden Kanalisation angeschlossen. 
Der Anschluss des neu zu errichtenden Schmutzwasserkanals wird im Zuge der 
Erschließungsplanung projektiert und ist für alle Parzellen an den Schmutzwasserkanal in der Straße 
„Gewerbering“ vorgesehen. 
Die Kläranlage hat nach Auskunft der Gemeinde Gachenbach noch ausreichend Kapazität, um das zu 
erwartende Schmutzwasser aus dem neuen Baugebiet ordnungsgemäß zu verarbeiten. 
Der Kanal vom Anschlusspunkt bis zur Kläranlage ist für die Einleitung ebenfalls ausreichend 
dimensioniert. 

Oberflächenwasser 
Ziel der Gemeinde ist die Schmutzwasser-Kanalisation zu entlasten und das unverschmutzte 
Niederschlagswasser soweit möglich vor Ort dem Grundwasser schadlos zuzuführen. 
Entsprechend dem Baugrundgutachten, kann anfallendes Niederschlagswasser breitflächig versickert 
werden. Auf einen ausreichenden Abstand zum Grundwasser, insbesondere bei der Anlage von 
Retentionsmulden, und auch auf den möglichen Abfluss auf den bindigen Tertiärschichten in Richtung 
Norden ist zu achten. Die eigenen Wässer dürfen außerdem nicht über Nachbargrundstücke 
versickert werden. Um dies zu gewährleisten, sind Mulden und Rinnen anzulegen. Dies kann in der 
nördlichen und westlichen Grünfläche, die als Ortsrandeingrünung dient, sichergestellt werden. 
 

5.8.4 Hang-, Schicht – und Grundwasser 
Soweit erforderlich sind Schutzvorkehrungen gegen Hang-, Schicht- und Grundwasser durch den 
jeweiligen Grundstückseigentümer eigenverantwortlich zu treffen. Für Unterkellerungen wird deshalb 
empfohlen, die Ausführung mit dichten und auftriebssicheren Wannen im konkreten Einzelfall zu 
prüfen und ggf. auszubilden. 
Für das Um- bzw. Ableiten oder Wiederversickern von Schichtwasser während der Bauphase ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis im vereinfachten Verfahren erforderlich. Eine vorherige Abstimmung mit 
der fachkundigen Stelle am Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen wird empfohlen. 

5.9 Immissionen- und Emissionen 

Nach § 1 BauGB sind insbesondere die Belange des Umweltschutzes bzw. die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse angemessen zu berücksichtigen. 
 
Immissionsschutz (Einwirkungen von außen auf das Plangebiet): 
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Schallimmissionsschutz 
Das geplante Gewerbegebiet liegt östlich des Gewerbegebiets Weilach und nördlich des 
Gewerbegebiets Breitenwiesen im direkten Einwirkungsbereich von lärmverursachenden Anlagen. 
Eine sinnvolle Ergänzung des bestehenden Gewerbegürtels von Weilach kann so erreicht werden. 
 
Geruch-/Staubschutz: 
Das Planungsgebiet ist im Norden und Osten von Ackerflächen mit intensiver landwirtschaftlicher 
Nutzung umgeben. Zeitweise auftretende Lärm-, Geruchs- und Staubemissionen, z.T. auch nachts 
und an Sonn- und Feiertagen im Zuge der ortsüblichen Landbewirtschaftung können daher nicht 
ausgeschlossen werden. 
 
Emissionsschutz (Auswirkungen des Baugebietes auf das nähere Umfeld): 
Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei Aufstellung und Änderung von Bebauungsplänen insbesondere die 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Das geplante 
Gewerbegebiet muss emissionstechnisch gemeinsam mit den bestehenden Gewerbegebieten 
Weilach, Breitenwiesen und Tradmühle betrachtet werden.  

Für den Bebauungsplan wurde die schalltechnische Untersuchung 7290.1/2020-RK des Ingenieurbüro 
Kottermair GmbH, Altomünster, vom 14.12.2020 angefertigt, um für das Gewerbegebiet die an der 
schützenswerten Nachbarschaft zulässigen Lärmimmissionen zu quantifizieren und beurteilen zu 
können, ob die Anforderungen des § 50 BImSchG für die schützenswerte Bebauung hinsichtlich des 
Schallschutzes erfüllt sind. Zur Beurteilung des Verkehrslärms können die Orientierungswerte des Bei-
blattes 1 zur DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“, Teil 1 sowie die Immissionsgrenzwerte der 16. 
BImSchV herangezogen werden. Die Definition der schützenswerten Bebauung richtet sich nach der 
Konkretisierung im Beiblatt 1 zur DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“. 

Die Berechnungen ergaben für den Straßenverkehrslärm keine Überschreitungen der 
Orientierungswerte der DIN 18005 bzw. der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV zur Tages- und 
Nachtzeit im gesamten Bebauungsplangebiet. Somit waren in Bezug zum Verkehrslärm keine 
schalltechnischen Festsetzungen zu treffen. 

Unter Berücksichtigung des Urteils 4 BN 45.18 des BVerG vom 07.03.2019 (hier für GE-Gebiet) ist in 
diesem Fall eine gebietsübergreifende Gliederung des Bebauungsplanes erforderlich, da wegen der 
Vorbelastung und der bestehenden Wohnbebauung in unmittelbarer Nachbarschaft eine 
uneingeschränkte Kontingentfläche im Plangebiet selbst nicht realisierbar war. Voraussetzung für eine 
gebietsübergreifende Gliederung nach § 1 Abs. 4, Satz 1 Nr. 2 oder Satz 2 BauNVO ist, dass im 
Gemeindegebiet noch mindestens ein Gewerbegebiet vorhanden ist, in dem keine 
Emissionsbeschränkungen gelten oder ein Teilgebiet mit Emissionskontingenten o.ä. besteht, die 
jegliche nach § 8 BauNVO gewerbliche Nutzung (Tag und Nacht) ermöglicht. Dies ist in vorliegenden 
Fall durch den rechtskräftigen Bebauungsplan Gewerbegebiet „Weilach-Breitenwiesen / 1. 
Änderung“ von 2014 sichergestellt.  

Die festgesetzten Emissionskontingente bedeuten, dass auf den gewerblichen Teilflächen aufgrund 
der Nähe zu Wohnnutzungen und der Vorbelastung eine entsprechende Nutzung zur Tagzeit teilweise 
nur eingeschränkt möglich ist. Zur Nachtzeit ist die Nutzung entsprechend den in der Umgebung zur 
Nachtzeit niedrigeren Orientierungswerten gebietsüblich eingeschränkt. Bei Bauvorhaben auf den 
Bebauungsplanflächen sollten daher bereits im Planungsstadium schallschutztechnische Belange 
berücksichtigt werden. Insbesondere sollten die Möglichkeiten des baulichen Schallschutzes durch 
eine optimierte Anordnung der Baukörper, der technischen Schallquellen an den Baukörpern und der 
Schallquellen im Freien genutzt werden. Durch Abschirmung von Schallquellen durch Gebäude 
und/oder aktive Schallschutzmaßnahmen ist eine erhöhte Geräuschemission möglich.  

Die relevanten Immissionsorte sind der Anlage 1.1 der schalltechnischen Untersuchung 7290.1/2020-
RK der Ingenieurbüro Kottermair GmbH, Altomünster, vom 14.12.2020 zu entnehmen. 

5.10 Erneuerbare Energien 

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die 
dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel 
dienen, Rechnung getragen werden. 
Bei der Erstellung der Gebäudekonzepte sind Maßnahmen zur 
• Berücksichtigung energierelevante Faktoren (Ausrichtung des Baukörpers, Passivhäuser, 

kompakte Bauweise, Dachform), 
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• Energieeinsparung (Minimierung des Bedarfs an Wärme, Kälte, Strom für raumlufttechnische 
Anlagen und Beleuchtung) 

• Energieeffizienz (z.B. Blockheizkraftwerk) 
• Erneuerbare Energien (z.B. Elemente aktiver Sonnenenergienutzung) 

einzuplanen und nachzuweisen. 

Es wird auf die Energieeinsparverordnung (EnEV) und das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 
(EEWärmeG) in der jeweils gültigen Fassung hingewiesen. Entsprechend müssen bei Neubauten 
Erneuerbare Energien für die Wärmeversorgung im gesetzlich geforderten Umfang genutzt werden. 
 

Mögliche Maßnahmen zur Anpassung an den 
Klimawandel 

Berücksichtigung im Baugebiet 

 

Hitzebelastung 
(z.B. Baumaterialien, Topografie, Bebauungsstruktur, 
vorherrschende Wetterlagen, Freiflächen ohne 
Emissionen, Gewässer, Grünflächen mit niedriger 
Vegetation, an Hitze angepasste Fahrbahnbeläge) 

Schaffen einer Ortsrandeingrünung mit Gehölzen, 
Bepflanzungsfestsetzungen für private Grünflächen 
und Hochstammpflanzungen auf Verkehrsgrün-
flächen=> klimatisch wirksame Flächen (Feuchtigkeit, 
Staubbindung, Verdunstung). 
 

Extreme Niederschläge 
(z.B. Versiegelung, Kapazität der Infrastruktur, 
Retentionsflächen, Anpassung der Kanalisation, 
Sicherung privater und öffentlicher Gebäude, 
Beseitigung von Abflusshindernissen, Bodenschutz, 
Hochwasserschutz) 

Begrenzung der Versiegelung, 
Verpflichtung zu wasserdurchlässigen Oberflächen 
für offene Stellplätze und Zufahrten 
Dachbegrünung bei Dächern der Nebengebäude 
auf den privaten Grundstücken Retentionsmulden 
innerhalb der Grünflächen. 

Mögliche Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken (Klimaschutz) 

Berücksichtigung im Baugebiet 

 

Energieeinsparung/ Nutzung regenerativer Energien 
(z.B. Wärmedämmung, Nutzung erneuerbarer 
Energien, installierbare erneuerbare Energieanlagen, 
Anschluss an Fernwärmenetz, Verbesserung der 
Verkehrssituation, Anbindung an ÖPNV, 
Radwegenetz, Strahlungsbilanz: Reflexion und 
Absorption) 

 

Ermöglichen kompakter Baukörper und 
Südausrichtung von Dachflächen zur 
Solarenergienutzung 

 

Vermeidung von CO2-Emissionen durch motorisierten 
Individualverkehr und Förderung der CO2 Bindung 
(z.B. Treibhausgase, Verbrennungsprozesse in 
privaten Haushalten, Industrie, Verkehr, CO2 neutrale 
Materialien) 

 

Ortsnahe Lage der Fläche, dadurch Verringerung von 
Verkehrsleistung 

 

Bindung von CO2-Emissionen 

 

Pflanzung von Hochstämmen und private 
Pflanzvorgaben bei der Ortsrandeingrünung 

 
5.11 Grünordnung 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind auch die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu berücksichtigen. 
Im integrierten Grünordnungsplan sind detaillierte grünordnerische Festsetzungen (§ 9 Abs. 1, Nr. 25 
BauGB) bezüglich Art und Lage bzw. Umfang der Begrünung verbindlich festgelegt. 
 
a) Öffentliche Grünflächen: 
Begleitgrün von Straßen und Wegen: 
Es werden keine öffentlichen Grünflächen im Gewerbegebiet festgesetzt. Jedoch wird ein Baum 
innerhalb der öffentlich gewidmeten Straßenflächen als grüner, raumwirksamer Solitär und Mittelpunkt 
des Wendehammers festgesetzt. Dieser Hochstammbaum wertet das Erscheinungsbild sowie die 
kleinklimatischen Faktoren des neuen Baugebiets auf.  
 
b) Private Grundstücksflächen: 
Die Festsetzungen auf den privaten Grundstücksflächen sollen Mindeststandards für eine ökologisch 
und gestalterisch positive Durch- und Eingrünung erfüllen, jedoch wird hier bewusst auf 
weitergehende Bindungen verzichtet. Da das geplante Gewerbegebiet am Ortsrand entsteht, ist eine 
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Eingrünung in ausreichender Dimensionierung (homogen bezüglich Artenauswahl, Qualitäten und 
Zeitpunkt der Ausführung in einem Bauabschnitt) erforderlich. Nach Westen, Osten und Norden ist ein 
6m und nach Süden 10m breiter Grünstreifen hierfür festgesetzt. Diese Ortsrandeingrünung bindet die 
Bebauung in die landschaftliche Situation ein und ist ein klimatisch wirksames Element (Feuchtigkeit, 
Staubbindung, Schattenwurf).  
Weitere Grünflächen sind zur Durchgrünung nicht in ihrer Lage festgesetzt. Alle nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen sind jedoch zu begrünen. Das heißt, aufgrund der gesetzlichen GRZ von 0,8 
müssen 20% jeder Parzelle (nach Abzug der Straßenflächen) begrünt werden.  
Bei allen Pflanzungen, v.a. bei Hecken und Bäumen entlang der Grundstücksgrenzen, sind die 
gesetzlich vorgeschriebenen Grenzabstände zu beachten. 
 
Die Festsetzungen zur Verwendung von Belägen, die einen geringen Versiegelungsgrad bewirken und 
die Festsetzung von extensiven Dachbegrünungen auf den Nebengebäuden sind wichtige Beiträge 
zur Minimierung der Flächenversiegelung und zur Aufrechterhaltung einer breitflächigen Versickerung, 
welche einen Teil der Bodenfunktionen und Grundwasserneubildung erhält. 
Die Festlegungen zu den Einfriedungen und Mauern sind weitere relevante Aspekte für ein 
harmonisches und stimmiges Erscheinungsbild. Einfriedungen, die direkt an den öffentlichen 
Fahrbahnrand angrenzen, müssen mindestens 50 cm von der Grenze zurückversetzt werden, damit 
v.a. auch hinsichtlich eines uneingeschränkten Winterdienstes, ein ausreichendes Lichtraumprofil 
verbleibt.  

5.12 Umweltprüfung und naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Nach dem BauGB § 2 (4) i. V. m. § 2a ist obligatorisch eine Umweltprüfung durchzuführen und 
in einem Umweltbericht zu beschreiben. Der Umweltbericht wird als Teil der Begründung separat 
beigefügt. Er enthält u.a. detaillierte Aussagen zu den übergeordneten Planungsvorgaben, 
der Bestandssituation und deren Analyse, eine Bewertung von Planungsalternativen sowie die 
Darstellung und Abwägung der voraussichtlichen und relevanten Umweltauswirkungen. 
Weiterhin sind auch die ausführliche Beschreibung und Bewertung der natürlichen Grundlagen 
und der einzelnen Schutzgüter im Umweltbericht dokumentiert. 
Deshalb wird hier in der Begründung auf eine Wiederholung dieser Erläuterungen verzichtet. 
 

5.12.1 Ausgleichsflächen 
Im Umweltbericht, Kapitel 5.2, ist die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ausführlich behandelt 
und der Ausgleichsflächenbedarf ermittelt und nachgewiesen. Der ermittelte Ausgleichsflächenbedarf 
wird extern, außerhalb des Geltungsbereichs, nachgewiesen. 
 

5.13 Vorprüfung zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) 

Der Ausgangszustand des Gebiets ist hinsichtlich seiner Strukturausstattung relativ verarmt. Auf dem 
Planungsgebiet befinden sich keine Fundpunkte der Artenschutzkartierung, für das Gebiet sind keine 
konkreten Vorkommen geschützter oder relevanter Tier- und Pflanzenarten bekannt. Bei evtl. 
vorkommenden europäischen Vogelarten handelt es sich i. S. des Art. 1 Vogelschutzrichtlinie um 
häufigere Arten. 
Trotz der sehr strukturarmen Ausgangssituation und der bereits bestehenden Vorbeeinträchtigungen 
durch die intensive Landwirtschaft kann im Plangebiet eine untergeordnete Relevanz für potenziell 
mögliche relevante Tierarten bestehen. Es bestehen in der Nachbarschaft ausreichende 
Ausweichräume zur Verfügung, so dass die bau- und anlagebedingten Auswirkungen als geringfügig 
einzustufen sind. Dennoch ist eine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung für den 
Untersuchungsraum zu erstellen. Besonderes Augenmerk liegt hier auf die Feldlerche und das 
Rebhuhn. 

Das Ergebnis der Relevanzprüfung lässt sich folgendermaßen zusammenfassen: Beide relevanten 
Arten lassen sich nicht ausschließen. In der Umgebung sind höherwertige Habitate zu finden, ein 
Vorkommen im Planungsgebiet ist dennoch möglich. Durch die geplante Nutzung als Gewerbegebiet 
verliert die Fläche ihre Bedeutung für diese Arten. Der Charakter wird sich vollständig verändern. Aus 
einem Acker, der zu drei Seiten an Acker angrenzt, wird Gewerbefläche, die zu 80% versiegelt bzw. 
überbaut werden kann. Diese wird zwar durch eine umlaufende Hecke zur Umgebung abgegrenzt, 
dies ist jedoch für andere Arten relevant, nicht aber für die Feldlerche, das Rebhuhn und andere 
bodenbrütende, Offenland bevorzugende Arten. Aus diesem Grund sind spezifische, vorgezogene 
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Ausgleichsmaßnahmen getroffen worden, die vor der Umsetzung des Gewerbegebiets hergestellt 
werden müssen. Sie sind als zusätzliche Maßnahmen auf der Ausgleichsfläche umzusetzen. 

 
Landwirtschaft und Wald 

Landwirtschaft: 
Die von der Planung betroffenen Flächen waren bisher überwiegend landwirtschaftlich als Acker 
genutzt. 
Die Böden haben meist eine hohe Bonität mit ebenfalls hohem Ertragspotenzial. 
Weilach ist durch das landschaftliche Vorbehaltsgebiet und regionale Trenngrün im Weilachtal in 
seinem Wachstumspotential eingeschränkt. Es stehen wenig alternative Standorte zur Verfügung, die 
im Gewerbegürtel der Gemeinde Gachenbach liegen und nicht durch naturschutzfachliche oder 
wasserschutzrechtliche Belange deutlich eingeschränkt sind. Die Erweiterung nach Süden bei 
Breitenwiesen ist aufgrund des vorkommenden Moorbodens nicht möglich. Zwischen dem Sägewerk 
und dem Gewerbegebiet Weilach überlagern sich das landschaftliche Vorbehaltsgebiet mit dem 
regionalen Trenngrün und dem Überschwemmungsgebiet der Weilach. Auch zwischen dem Klärwerk 
und der Deponie westlich der Weilach überlagern sich das landschaftliche Vorbehaltsgebiet und das 
regionale Trenngrün sowie eine Fläche aus dem Ökoflächenkataster. Die gewählte Fläche ist bei 
Betrachtung aller betreffenden Belange, die verträglichste Alternative und zudem verfügbar. 
Die landwirtschaftlichen Belange sind zwar betroffen, in Abwägung aller Belange, jedoch zumutbar. 
 
Wald: 
Waldflächen sind von der Planung nicht betroffen. 

5.14 Denkmalschutz 

Denkmalschutzrelevante Objekte sind im Planbereich nicht bekannt. Laut der aktuellen Auswertung 
des Bayerischen Denkmal-Atlas des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege (BlfD) sind im 
Planungsgebiet, keine Boden- oder Baudenkmäler verzeichnet. Die nächstgelegenen Bodendenkmale 
liegen jedoch direkt nördlich angrenzend in nur ca. 5m Entfernung. Es handelt sich hierbei um eine 
Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung, Aktennummer D-1-7433-0119. Ein archäologischer 
Fund im Geltungsbereich kann daher nicht von vorne herein ausgeschlossen werden. 
Sollten bei nachfolgenden Erdarbeiten Keramik-, Metall- oder Knochenfunde etc. zutage kommen, so 
wird darauf verwiesen, dass Bodendenkmäler der Meldepflicht an das Landesamt für Denkmalpflege 
(Archäologische Außenstelle München) oder an die Untere Denkmalschutzbehörde (Landratsamt 
Landshut) gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DschG unterliegen. 
 
Auszug aus: Art. 8 DschG:  Auffinden von Bodendenkmälern: 
(1) Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt 
für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die 
übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er 
durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu 
belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet. 

 

Ein weiteres Bodendenkmal ist etwa 80m westlich des Geltungsbereichs und nördlich von dem 
Gewerbegebiet Weilach anzunehmen: 
 

• D-1-7533-0044, Wahrscheinlich Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung 

Hinsichtlich der bau- und kunstdenkmalpflegerischen Belange sind in der weiteren Umgebung 
folgende Baudenkmäler zu beachten: 

• D-1-85-131-13, „Unsere Liebe Frau“, katholische Kirche, Pfarrkirche, Saalkirche, erbaut 1737, 
1860/62 umgestaltet und verlängert; mit Ausstattung; Friedhofsmauer mit Deckziegeln, 18./19.Jh, ca. 
1300 m südlich in Weilach 

• D-1-85-131-15, Ehem. Volksschule, jetzt Kindergarten, zweigeschossiger Walmdachbau mit 
angebauter Lehrerwohnung, mit Jugendstilanklängen, um 1910, ca. 1390m südlich in Weilach. 
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Die Sichtachsen zu diesen Baudenkmälern, werden von der Planung nicht berührt. 

5.15 Geländemodellierungen 

Aufgrund der vorhandenen Topographie sind Geländemodellierungen nicht notwendig. Das 
Grundstück ist sehr eben und kann ohne topographische Veränderungen optimal genutzt werden. 
 

6 FLÄCHENBILANZ 

Folgende Tabelle gibt einen Überblick über die einzelnen Flächenkategorien: (Flächenermittlung 
mittels CAD aus dem Lageplan M=1:1000, Flächen gerundet, ca. Werte) 
 

Flächenkategorie Flächengröße Anteil 

Baugrundstücke, Parzellen 1 bis 3 17.004 m² 88,8 % 

Öffentlich gewidmete Erschließungsflächen   2.136 m² 11,2 % 

Öffentliche Grünflächen und Retentionsflächen          0 m²      0 % 

Gesamtumgriff 19.140 m² 100,00% 

 

Flächenkategorie Flächengröße 

Bruttobaufläche 19.140 m² 

Abzug für öffentliche Bedarfsflächen:  

Öffentlich gewidmete Verkehrsflächen, Erschließungsstraßen -2.136 m² 

Öffentlich gewidmete Straßenbegleitgrünflächen und Retentionsflächen       - 0 m² 

Nettobauflächen 17.004 m² 

 
 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------  
B r u t t o b a u f l ä c h e  ca.  19.140 m² 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------- - 
abzüglich öffentliche Bedarfsflächen: ca. 2.136 m² 
=========================================================== 
N e t t o b a u f l ä c h e      ca.   17.004 m² 
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